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geltend machen3. Dieses Vorgehen führt natürlich zu den allerbedenklichsten 
Konsequenzen. Wir legen Ihnen einen Brief der Finanz-Genossenschaft der Sei­
denindustrie bei (in Kopie)4, woraus Sie ersehen, dass diese Industriellen die 
Wechsel, welche Ende März verfallen, nicht mehr erneuern wollen. Andere Indu­
strien haben gleiche Erklärungen abgegeben. Wir sehen jedoch nicht ein, mit wel­
chen Mitteln Deutschland bezahlen kann, wenn der jetzige Zustand aufrechter­
halten wird. Wir werden die ganze Angelegenheit, wonach Deutschland über 
seine Aktiven in der Schweiz nicht verfügen könnte, dem Bundesrate vorlegen 
und ihm beantragen, einen Schritt zu tun.

3) Wir sind Ihnen dankbar, dass Sie McCormick bewegen konnten, in Bezie­
hung auf die Milchprodukte auf eine Wiedererwägung einzutreten, möchten aber 
doch raten, die Dinge so zu behandeln, dass wir nicht ein Vorrecht in dem Sinne 
hätten zugestehen wollen noch zugestanden hätten, dass nun alles, was wir anzu­
bieten hätten, zum vornherein der Entente überlassen werden müsse.

Was die schwarzen Listen und den Blocus betrifft, so wäre eine Milderung 
dringend notwendig. Sie wird von unserer Industrie mit Ungeduld erwartet und 
wird wahrscheinlich erst kommen, wenn sie angesichts des bedenklichen Zustan­
des unserer Nachbarstaaten nichts mehr nützt.

4) Wir möchten Sie darauf aufmerksam machen, dass die Verhältnisse in 
Deutschland täglich schlimmer werden. Wenn nicht schleunigst Hülfe durch Zu­
geständnis von Verpflegung und Arbeitsmöglichkeit erfolgt, so wird Deutschland 
russischen Zuständen verfallen. Die Konsequenzen kennen Sie selbst. Die Alliier­
ten werden keinen Rappen Entschädigung bekommen und werden selbst mit uns 
einer bedenklichen Zukunft entgegengehen. Es ist uns unverständlich, dass diese 
Verhältnisse an massgebender Stelle nicht begriffen werden. Seien Sie versichert, 
dass eine Menge ausgesprochener Freunde Frankreichs, ja  sogar Franzosen 
selbst, die hier sind, die gleiche Ansicht vertreten. Es ist nun aber höchste Zeit.

3. Cf. n° 165.
4. Non reproduite.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, Ph. Mercier, 
au Chef du Département de l ’Economie publique, E. Schulthess

L Neues Wirtschaftsabkommen mit Deutschland Berlin, l .M ärz  1919

Ich beehre mich, Ihnen von einer Unterredung, welche Herr Dr. von Albertini 
mit einem Referenten der handelspolitischen Abteilung des Auswärtigen Amtes 
gestern hatte, Kenntnis zu geben.

1.) Kohle. Wie bereits telegraphisch an die Abteilung für Auswärtiges (unsere
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Nummer 50)1 mitgeteilt wurde, ist die Kohlenausfuhrstelle West, Duisburg, ange­
wiesen, mit dem Abtransport der versprochenen 30000 t Ruhrkohle zu begin­
nen, sobald die zugesagten Lokomotiven im Ruhrgebiet eingetrofTen sind. Der 
Preis berechnet sich vereinbarungsgemäss nach dem abgelaufenen Wirtschaftsab­
kommen; die Frage des Hausbrandrabattes ist noch nicht erledigt, jedoch besteht 
Aussicht, dass die vom Volkswirtschaftsdepartement mit den deutschen Vertre­
tern vereinbarte Lösung angenommen wird.

2.) Wirtschaftsabkommen. Bereits vor etwa 14 Tagen äusserte sich Legations­
rat Schmitt unverbindlich, dass die Absicht bestehe, der Schweiz den Abschluss 
eines neuen, in kleinem Rahmen gehaltenen Wirtschaftsabkommens vorzuschla­
gen;2 auf eine Äusserung der deutschen Wünsche ging er jedoch damals nicht ein, 
da zuerst einige interne deutsche Fragen zu klären wären. Nun erfahren wir, dass 
der Deutsche Gesandte in Bern in diesen Tagen mit Weisungen versehen worden 
ist, die Frage beim Volkswirtschaftsdepartement anhängig zu machen. Der Refe­
rent wollte sich auf Einzelheiten nicht einlassen, um der Deutschen Gesandtschaft 
in Bern nicht vorzugreifen. Aus dem Gespräch war jedoch zu erkennen, dass man 
mit einer Kohlenlieferung von ca. 50000 Tonnen pro Monat, und einer monatli­
chen Eisenlieferung von ca. 15 000 Tonnen rechnet. Ferner ist man der Ansicht, 
dass ein Austausch von Düngemitteln gegen schweizerische landwirtschaftliche 
Produkte ohne Schwierigkeiten durchführbar sein wird. Ein Hauptgewicht wird 
jedoch die Deutsche Regierung auf die Kreditfrage legen. Wir haben ausdrück­
lich darauf hingewiesen, dass die Finanzen der Schweiz derart angespannt seien, 
dass sie auf eine Verlängerung der Kredite kaum werde eingehen können. Wir ha­
ben auch nicht unterlassen, anzudeuten, dass die ungünstige Finanzlage der 
schweizerischen Ausfuhrindustrie zum nicht geringen Teil auf die deutschen 
Durchfuhrschwierigkeiten zurückzuführen sei, da diese die Flüssigmachung be­
trächtlicher Gelder verunmöglicht haben. Jedoch haben wir den Eindruck, dass 
die Deutsche Regierung ein Entgegenkommen in der Kreditfrage als Vorausset­
zung für deutsche Lieferungen bezeichnen wird.

3.) Preispolitik. Wir haben auch gestern wieder auf die Unzuträglichkeiten der 
deutschen Preispolitik hingewiesen und eine durchgehende Neuorientierung als 
Voraussetzung eines erspriesslichen Handelsverkehrs bezeichnet. Gestützt auf 
verschiedene Mitteilungen Ihres Departementes und der schweizerischen Presse, 
haben wir die Missstände der deutschen Preispolitik für die schweizerische Indu­
strie ausführlich dargestellt und betont, dass die Schweizerische Regierung sich 
unter dem Druck der nationalen Industrie genötigt sehen könnte, Einfuhrverbote 
gegen deutsche Waren zu erlassen, falls nicht umgehend ein Ausgleich zwischen 
deutschen Inland- und Ausfuhrpreisen für Rohstoffe herbeigeführt werde. Im 
Auswärtigen Amt ist man sich über die Unzuträglichkeiten der früheren Preispo­
litik klar; es scheint, dass unsere Wünsche dort Unterstützung finden, dass je­
doch sowohl das Reichsschatzamt, als auch die Kohlen- und Eisenverbände an

1. Non reproduit.
2. Cet accord  com m ercial a é té  conclu le 12 ju in  1919; p o u r le tex te  de la convention germ ano- 
suisse et un com m entaire, cf. Feuille fédérale 1919, vol. V , p .  5 0 9  ss.
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der alten Preispolitik festhalten wollen, welche lautet: restlose Ausnützung der 
Marktlage im Ausland, Erholung im Ausland für entgangene Gewinne am 
Inlandsmarkt. Wir haben den Eindruck, dass die sehr energische Androhung von 
Einfuhrverboten gegen deutsche Fertigfabrikate die Regierung veranlassen wür­
de, die Preispolitik der Rohstoffinteressenten mit Rücksicht auf die Fertigfabri­
kat-Industrie energischer zu bekämpfen als dies bisher aus rein politischen Grün­
den geschehen ist.

4.) Verkauf des deutschen Besitzes in der Schweiz. Beim Auswärtigen Amt 
liegt die Meldung vor, dass die Entente den Erlös aus den zu verkaufenden Waren 
nicht zur Zahlung deutscher Verbindlichkeiten an die Schweiz zulassen wolle, 
sondern für sich beanspruche. Man erwarte im Auswärtigen Amt, dass die 
Schweiz diese Zumutung, die nicht nur gegen Deutschland gerichtet sei, sondern 
auch die schweizerischen Interessen schädige und einen unerhörten Eingriff in die 
wirtschaftliche Selbständigkeit der Schweiz bedeute, energisch zurückweisen wer­
de. Wir wissen nicht, ob diese Meldung auf Richtigkeit beruht, glauben jedoch, 
sie mit Ihren Mitteilungen vom 21. vor. Mts. (Punkt 7)3 in Einklang bringen zu 
können. Es ist klar, dass Deutschland im Verkauf deutscher Waren sehr zurück­
haltend sein wird, bzw. ihn ganz verhindern wird, wenn es nicht über den Erlös 
selbst verfügen kann.

Ich benutze diesen Anlass, Ihnen für das ausführliche und ausgezeichnet orien­
tierende Schreiben Ihres Generalsekretariates vom 21. vor. Mts. bestens zu dan­
ken und Sie zu bitten, mich auch in Zukunft in dieser Weise orientieren zu wollen, 
da auf diese Weise eine gemeinsame Arbeit wesentlich gefordert wird.

3. Cf. n° 194.
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La Division des Affaires étrangères du Département politique 
aux Légations de Suisse à Paris, Rome, Londres et Washington

Copie d ’expédition
T  nos 74, 11, 94, 78 Berne, 1er mars 1919

Nouvelles Allemagne surtout Bavière sont si graves que nous vous prions d’ap­
peler attention du gouvernement sur la situation. Population allemande décou­
ragée a perdu dans beaucoup de régions confiance dans tout gouvernement et 
dans toute solidarité humaine et se laisse en conséquence diriger par Bolchewiks 
et anarchistes. Nous pensons qu’il faut soutenir les éléments de l’ordre contre les 
éléments du désordre notamment en fournissant vivres indispensables. De tous 
les Etats, la Suisse est menacée en première ligne. C’est pour cela que nous 
prenons liberté de signaler cette situation dans l’idée que nous agissons ainsi aussi 
dans l’intérêt général.
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